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2.  PLANUNGSRECHTLICHE  FESTSETZUNGEN 
 
2.1    Art der baulichen Nutzung  
       (§§ 1-15 BauNVO + § 9 BauGB) 

 
2.1.1  Gewerbegebiet  
  (GE) - § 8 BauNVO 
 

zulässig sind: 
  

 
 Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentli-

che Betriebe 
 

 Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude 
 

 Anlagen für sportliche Zwecke 
 

 Tankstellen 
 

ausnahmsweise zulässig sind: 
 

 Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für 
Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zu-
geordnet und ihm in Grundfläche und Baumasse untergeordnet 
sind. 
 

 Einzelhandelsbetriebe, Verkaufsflächen für Gewerbetreibende 
und Handelsbetriebe für den Verkauf an Endverbraucher, wenn 
die angebotenen Waren nicht zentrenrelevante Sortimente bein-
halten, 

 
 oder wenn das angebotene Sortiment aus eigener Herstellung 

stammt (Handwerkerprivileg), ausgenommen hiervon sind aller-
dings Verkaufsflächen für Lebensmittel, Brot- und Backwaren so-
wie Fleisch- und Wurstwaren 

 
nicht zulässig sind 
gemäß § 1 (6) Nr. 1 BauNVO 
 

 

 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche 
Zwecke 

 
 Vergnügungsstätten 

 
 Schank- und Speisewirtschaften 

 
 Verkaufsflächen für Lebensmittel, Brot- und Backwaren, Fleisch- 

und Wurstwaren für den Verkauf an Endverbraucher 
 

 Einzelhandelsbetriebe, die mit zentrenrelevanten Sortimenten 
handeln (gemäß § 1 (9) BauNVO). Als zentrenrelevante Sorti-
mente gelten: 
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o Nahrungs- und Genussmittel 
o Reformwaren 
o Papier- und Schreibwaren. Schulbedarf, Zeitschriften, Bücher 

 
o Drogeriewaren (incl. Wasch- und Putzmittel), Kosmetika, Pharmazie 
o Blumen, Tiere, Zooartikel, Tierpflegeartikel, Tiernahrung 
o Beleuchtungskörper 
o Elektrogeräte (Herd, Öfen) 
o Oberbekleidung, Wäsche, Kürschnerwaren, Wolle, Kurzwaren/Handar-

beiten, Stoffe, sonstige Textilien 
o Schuhe, sonstige Textilien 
o Schuhe/Furnituren, Lederbekleidung. Leder- und Galanteriewaren. Mo-

dewaren incl. Hüte und Schirme. Orthopädie 
o Spielwaren, Bastelartikel 
o Sportartikel (incl. Bekleidung) 
o Nähmaschinen und Zubehör 
o Hausrat, Glas/Porzellan/Keramik, Kunstgewerbe, Devotionalien, Ge-

schenkartikel, Hohl- und Stahlwaren 
o Teppiche 
o Uhren, Schmuck, Silberwaren 
o Fotogeräte, Videogeräte, Silberwaren 
o Musikalienhandel, Tonträger 
o Optische und feinmechanische Erzeugnisse 
o Haus- und Heimtextilien, Gardinen und Zubehör 
o Elektrowaren/ Unterhaltungselektronik (weißes und braunes Sortiment 

Heimcomputer (Soft- und Hardware) 
o Waffen und Jagdbedarf 
 

 
2.2             Nebenanlagen 
            (§ 14 BauNVO und § 23 (5) BauNVO) 
 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 (1) und (2) BauNVO sind auch außer-
halb der ausgewiesenen Baufenster zulässig, sofern sie nicht anderen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie den örtlichen Bauvorschrif-
ten für den Geltungsbereich des Plangebietes entgegenstehen. 
 

 
2.3          Maß der baulichen Nutzung 

(§ 9 (1) Nr.1 BauGB) 
 

Siehe Einschrieb im Bebauungsplan (zeichnerischer Teil). 
 

- max. Grundflächenzahl 
- max. Geschossflächenzahl 

  
2.4          Bauweise 

 (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB + § 22 BauNVO) 
 

>>abweichende Bauweise (a)<< im Sinne der >>offenen Bauweise<< 
(o), wobei jedoch Gebäudelängen über 50m zulässig sind, gem. Eintrag 
im Bebauungsplan (zeichnerischer Teil). 
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2.5        Flächen die von einer Bebauung freizuhalten sind 
         (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB) 
 

2.5.1    Schutzstreifen entlang der Landesstraße (L 161) 
 
Entlang der Landesstraße L 161 muss ein 20 m breiter Schutzstreifen, 
gemessen vom Fahrbandrand von Hochbauten, sonstigen Nebenanla-
gen nach §§ 14 und 23 (5) BauNVO freigehalten werden. 
 
Stellplätze sowie Lagerflächen sind im Schutzstreifen zulässig. 

 
 
2.6   Höhenentwicklung baulicher Anlagen 
  (§ 9 (3) BauGB) 
 

Im zeichnerischen Teil sind die maximalen Gebäudehöhen in Meter über 
Normalnull (m ü.NN) festgesetzt. Die Gebäudehöhe ist als höchster 
Punkt eines Gebäudes definiert. 
Die Gebäudehöhen dürfen die im Bebauungsplan (zeichnerischer Teil) 
festgesetzten maximalen Obergrenzen nicht überschreiten.  

 

Die maximal festgesetzten Gebäudehöhen dürfen für Silos und technisch 
bedingte Anlagen und Einrichtungen punktuell um 3,0 m überschritten 
werden. 

 
 
2.7   Herstellen der Verkehrsflächen 
  (§ 9 (1) Nr. 26 BauGB) 
  

Notwendige Aufschüttungen und Abgrabungen, soweit sie zur Herstel-
lung der Straßenkörper erforderlich sind, sind von den angrenzenden 
Grundstückseigentümern zu dulden. 

  
Unterirdische Stützbauwerke für Randsteine entlang öffentlichen Ver-
kehrsflächen mit einer Breite von ca. 0,3 m und einer Tiefe von ca. 0,8 m 
sind von den angrenzenden Grundstückseigentümern zu dulden. 

 
 
2.8   Kabelkästen 
  (§ 9 (1) Nr. 21 BauGB) 
 

Im gesamten Plangebiet ist die Erstellung von Strom- und Fernmelde-
verteilerkästen auf Anliegergrundstücken, angrenzend an öffentliche 
Verkehrsflächen, zu dulden. 
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2.9          Besondere Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
         Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

            (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 
 
2.9.1            Beleuchtung  

Außenleuchten sind mit insektenverträglichen Leuchtmitteln (z.B. LED 
warmweiß) in nach unten strahlenden Gehäusen auszustatten. 

 
2.9.2   Schonender Umgang mit Grund und Boden 

Der Oberboden und der kulturfähige Unterboden sind bei Erdarbeiten ge-
trennt auszubauen, zu sichern und, soweit für die gärtnerische Gestal-
tung der Grundstücke notwendig, sachgerecht zu lagern. Nach Ab-
schluss der Bauarbeiten sind Unter- und Oberboden wieder lagenweise 
auf den Baugrundstücken aufzubringen. 
Im Bereich der Auftragsstellen ist der Oberboden vorher abzuschieben 
und nach Auftrag des kulturfähigen Unterbodens wieder sachgerecht 
aufzutragen. 

 
2.9.3            Überdachung für Flächen mit möglichen Gefährdungspo-

tentialen  
Bereiche auf denen mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen wird 
sind zu überdachen. Das Regenwasser aus diesen Dachflächen muss 
separat zum Regenwasserkanal abgeleitet werden. 
Ableitungen aus Flächen, auf denen mit wassergefährdenden Stoffen 
umgegangen wird, sind an den Schmutzwasserkanal anzuschließen. 

 
 
2.10          Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur  

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
(§ 9 (1) Nr. 14, 20 und 25a BauGB) 

 
 
2.10.1  Allgemeines zu Pflanzgeboten 
 

 Die durch die Pflanzgebote vorgegebenen Pflanzungen sind spätes-
tens ein Jahr nach Fertigstellung der Baumaßnahme herzustellen. 
Alle Pflanzungen sind dauerhaft fachgerecht zu unterhalten und bei 
Abgang gleichartig zu ersetzen.  

 Die nicht überbauten privaten Grundstücksflächen sind, soweit sie 
nicht für Stellplätze, Zufahrten, Zugänge verwendet werden, als 
Grün- und Gartenfläche anzulegen und dauerhaft zu unterhalten. Die 
Anlage einer einseitigen, monotonen oder flächigen Gestaltung der 
Gartenflächen außerhalb von Überdachungen in Form von Steingär-
ten durch die Ausbringung von Schotter, Kies, Steinen, Findlingen, 
Glassteinen und –splittern in einem Ausmaß von über 10 m² je 
Grundstück, ist unzulässig. 
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2.10.2         Pflanzfestsetzung PFF 1 - >> privat<< 
Grünflächen 
 
Die im zeichnerischen Teil mit PFF 1 bezeichneten Flächen sind als Wie-
senflächen anzulegen und zu unterhalten. Anlagen zur Regenwasser-
versickerung (z.B. Mulden und Gräben) sind in diesen Flächen zulässig. 
Nebenanlagen, Stellplätze oder Zufahrten sind in den Flächen PFF 1 
nicht zulässig. 

 
 
2.10.3          Pflanzfestsetzung PFF 2 - >> öffentlich<< 

Grün im Zuge verkehrlicher Anlagen 
 
Die im zeichnerischen Teil mit PFF 2 bezeichneten Flächen dienen dem 
Übergang der privaten Flächen zum Straßenraum der L 161. Sie sind 
als Grünflächen herzustellen und zu unterhalten. 

 
 
 
2.10.4  Pflanzgebot   PFB 1 - >>privat<< 

Generelles Pflanzgebot zu Baumpflanzungen 
 

Innerhalb des Bebauungsplans sind insgesamt vier großkronige, heimi-
sche Laubbäume zu pflanzen. Festgesetzt ist die Baumart Winter-Linde, 
Tilia cordata, mit einem Stammumfang von 14-16 cm (2 x verpflanzt).  
 
 

2.11   Private Stellplätze 
  (§ 9 (1) Nr. 11 BauGB) 
 

Private Stellplätze, Garagen und Carport können auch außerhalb der be-
baubaren Flächen (Baufenster) zugelassen werden, wenn keine anderen 
Festsetzungen des Bebauungsplans und der örtlichen Bauvorschriften 
entgegenstehen. Auf den Pflanzfestsetzungen PFF 1 (Ziffer 2.10.2) sind 
Stellplätze. Garagen oder Carport nicht zulässig. 
 
 

2.12  Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich 
  (§ 1a (3) und § 9 (1a) BauGB 
 

Die Flächen befinden sich innerhalb und außerhalb des Bebauungsplan-
gebiets und sind, soweit innerhalb, gemäß der Planzeichenverordnung 
im zeichnerischen Teil verbindlich festgesetzt. Es handelt sich um Sam-
mel-Ausgleichsmaßnahmen („A“) insbesondere zum Ausgleich für Ver-
lust und Beseitigung von Boden und Vegetation sowie Artenschutz. 
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Das Ausgleichskonzept legt zugrunde: 

 Verwendung wasserdurchlässiger Beläge. 
 
 Verwendung von gebietseigenem, zertifiziertem Pflanzenmaterial 

und Saatgut für planinterne und -externe Ausgleichsmaßnahmen 
und Verwendung standorttypischer Laubgehölze. 

 
 Pflanzbindungen 

 
Folgende Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen werden gemäß 
Umweltprüfung in der Planung vorgesehen: 
 

 
A1: Pflanzung von großkronigen, heimischen Laubbäumen inner-

halb des B-Plangebietes.  
 
Innerhalb des Bebauungsplans werden vier heimische großkronige 
Laubbäume gepflanzt. Als Baumart festgesetzt ist die Winterlinde, 
Tilia cordata, Stammumfang 14-16. Die Pflanzstandorte können je 
nach Erfordernis variieren. Durch die Pflanzung dieser Hoch-
stämme werden neue Lebensräume für Pflanzen und Tiere ge-
schaffen. Die Bäume bilden neue Strukturen für das Landschafts-
bild. Zu klassifizierten Straßen ist ein Mindestabstand von 4,5 m 
einzuhalten.  
 
 

E1: Magerwiese auf Flurstück 207, Gemarkung Reckingen  
 

Das Flurstück 207 (Gemarkung Reckingen, Gemeinde Küssaberg) 
befindet sich südlich der L161 auf Höhe des Schwimmbads östlich 
des Teilorts Reckingen. Im Rahmen der Ersatzmaßnahme E1 soll 
das landwirtschaftlich genutzte Ackerland (Acker mit fragmentari-
scher Unkrautvegetation 37.11, 4 ÖP) in eine Magerwiese (Mager-
wiese 33.43, beeinträchtigt, aufgrund von Düngung der Nachbarflä-
chen 17 ÖP) umgewandelt werden. Mit der Maßnahme wird eine 
standorttypische naturnahe Wiese entwickelt, welche einen neuen 
Lebensraum für Pflanzen und Tiere darstellt.  
 
Umfang: 1.715 m²  
Anrechenbarer Umfang:   22.295 ÖP 
 
 

E2: Überschuss aus BBP „Wüstreben“  
 
Bei der Aufstellung des BBP „Wüstreben“ und den dort vorgesehe-
nen Ausgleichsmaßnahmen ist ein Überschuss von 11.024 ÖP ent-
standen. Dieser Überschuss wird für das vorliegende Verfahren 
verwendet.  
 
Anrechenbarer Umfang:   9.088 ÖP 
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E3: Überschuss aus BBP „Neunschwanz“  
 
Bei der Aufstellung des BBP „Neunschwanz“ und den dort vorgese-
henen Ausgleichsmaßnahmen ist ein Überschuss von 22.759 ÖP 
entstanden. Dieser Überschuss wird für das vorliegende Verfahren 
verwendet. 
 
Anrechenbarer Umfang:   22.759 ÖP 

 
Der Eingriff bzw. die Beeinträchtigungen der Schutzgüter Pflanzen/ 
Biotope, Tiere und Boden sind als vollständig kompensiert anzuse-
hen. 

 
2.13  Artenschutz 
   

Falls Eidechsen im Gebiet des Bebauungsplans vorkommen sollten, sind 
diese, um Verbotstatbestände auszuschließen, zu vergrämen und ent-
sprechende Kompensationsmaßnahmen durchzuführen. 

 
 
 

 3.         NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME,  
        DENKMALSCHUTZ  

(§ 9 (6) BauGB i.V. mit DSchG) 
 
3.1  Archäologische Denkmalpflege 

(§ 20 Denkmalschutzgesetz   - DSchG-) 
Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde  oder 
Befunde entdeckt werden, regt das Regierungspräsidium Stuttgart an, 
Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde gemäß § 20 DSchG umgehend zu 
benachrichtigen. Von Seiten des Regierungspräsidiums Stuttgart wird 
darauf hingewiesen, dass archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Me-
tallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauer-
reste, Brandschichten, bzw. auffällige Erdverfärbungen) bis zum Ablauf 
des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu 
erhalten sind, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Regie-
rungspräsidium Stuttgart, Referat 84 – Archäologische Denkmalpflege 
(E-Mail: abteilung8@rps.bwl.de) mit einer Verkürzung der Frist einver-
standen ist. Im Weiteren weist das Regierungspräsidium Stuttgart auf die 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gem. § 27 DSchG hin. Bei der Si-
cherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit 
kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 
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4.      HINWEISE 
(§ 9 (6) BauGB) 

 
4.1          Lärmschutz 

Der Straßenraumlastträger der L 161 ist nicht zu Lärmschutzmaßnahmen 
für das Plangebiet verpflichtet. Durch die Planung können keine dement-
sprechenden Forderungen abgeleitet werden. 

 
 
 
Aufgestellt: 
Küssaberg, den 22.02.2021           ...............................  
geändert am      10.05.2021          Manfred Weber 
                            Bürgermeister 
 
 
 
 
 
Ausgefertigt:   

 
Küssaberg, den       ............................... 
               Manfred Weber 
                            Bürgermeister 


